
aussichtslos oder wesentlich erschwert gewesen w�re (was man angesichts Frage 2 A. zu §§ 100g,
100h StPO, d.h. des zus�tzlichen Grundrechtseingriffs, verneinen muss).

C. ERGEBNIS
Nicht nur, weil § 100g StPO mit Blick auf bloße Verbindungsdaten und den zurzeit fehlenden
»Journalistenschutz« als der im Vergleich zur Beschlagnahme von Unterlagen mildere bzw. leichter
gangbare Eingriffsweg erscheint, sondern auch weil (die) eine Maßnahme gen�gt h�tte, ist die
Anordnung der Beschlagnahme unzul�ssig.
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Die Examensklausur hat die aktuelle Problematik der Feinstaubbelastung in deutschen Großst�dten
und ihre rechtliche Bew�ltigung zum Gegenstand. Der Fall baut auf der kontrovers gef�hrten
Auseinandersetzung in Rechtsprechung und Schrifttum auf, ob Anwohner einen Anspruch auf
verwaltungsbeh�rdliche Maßnahmen aufgrund von Grenzwert�berschreitungen durch verkehrs-
bedingte Feinstaubemissionen haben. Insgesamt handelt es sich um eine mittelschwere Klausur,
deren Kern das Auffinden eines subjektiven �ffentlichen Rechts und die Auslegung nicht zum
Pflichtstoff geh�render Normen (BImSchG), die dem Aufgabentext angef�gt wurden, bilden.

n SACHVERHALT
Die Rahmenrichtlinie 96/62/EG vom 27.9.1996 �ber die Beurteilung und Kontrolle der Luft-
qualit�t1 verpflichtet die Mitgliedstaaten, Maßnahmen zur Erhaltung und ggf. Verbesserung der
Luftqualit�t zu treffen (Art. 1), um neben dem Schutz der Umwelt vor allem den Schutz der im
Plangebiet betroffenen B�rger zu gew�hrleisten (6. Erw�gungsgrund). Zu diesem Zweck haben die
Mitgliedstaaten nach Art. 7 III RL 96/62/EG Aktionspl�ne zu erstellen, in denen die Maßnahmen
angegeben werden, die im Fall der Gefahr einer �berschreitung der Grenzwerte zu ergreifen sind,
um die Schadstoffbelastung der Luft zu verringern. Ein besonderes Problem stellen insoweit Fein-
st�ube dar, die u.a. durch KFZ-Verkehr erzeugt werden und in hohen Konzentrationen krebs-
erregend sind. Die Tochterrichtlinie 1999/30/EG2 normiert in Art. 5 i.V.m. Anhang III entspre-
chende Grenzwerte f�r Feinstaub. Die gemeinschaftsrechtlichen Anforderungen wurden durch die
�nderung von §§ 45 und 47 BImSchG sowie die 22. BImSchV vom 11.9.20023 in deutsches Recht
umgesetzt.
K ist Anlieger einer viel befahrenen Straße in der kreisfreien Stadt M. Der Grenzwert f�r

Feinstaubpartikel war am 27.3.2006 zum 43. Mal �berschritten. Bereits 2005 wurde der Grenzwert
insgesamt 105 Mal �berschritten. Der KFZ-Verkehr ist zu 86 % urs�chlich f�r die Luftverschmut-
zung; zu 5 % ist die Luftverunreinigung auf den großr�umigen Hintergrund, zu 5 % auf Industrie-
anlagen und zu 4 % auf sonstige Einfl�sse zur�ckzuf�hren. Seit September 2004 verf�gt M �ber
einen sog. Luftreinhalteplan i.S.v. § 47 I BImSchG, nicht aber �ber einen als Aktionsplan bezeich-
neten gesonderten Plan. Der Luftreinhalteplan entspricht ferner nicht den materiellen Anforderun-
gen eines Aktionsplans.

* Die Autorin ist wissenschaftliche Assistentin am Lehrstuhl f�r �ffentliches Recht unter besonderer Ber�cksichtigung des Verwaltungsrechts
der Juristischen Fakult�t der Universit�t Rostock.

** Die Aufgabe wurde von der Verfasserin im Sommersemester 2006 im Examensklausurenkurs der Juristischen Fakult�t der Universit�t
Rostock gestellt. Die Note »gut« erreichten 5 % der Bearbeiter, 15 % der Arbeiten waren »vollbefriedigend«, 15 % befriedigend, 40 %
wurden mit »ausreichend« bewertet, 25 % der Arbeiten waren mangelhaft. Der Notendurchschnitt betrug 6,05 Punkte. Die Verfasserin ist
wissenschaftliche Assistentin am Lehrstuhl f�r �ffentliches Recht unter besonderer Ber�cksichtigung des Verwaltungsrechts an der
Universit�t Rostock.

1 ABl. L 296 v. 21.11.1996, 55.
2 Richtlinie 1999/30/EG des Rates v. 22.4.1999 �ber Grenzwerte f�r Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei

in der Luft, ABl. L 163 v. 29.6.1999, 41.
3 BGBl. I S. 3626.

K verlangt beim zust�ndigen Verwaltungsgericht im Wege der einstweiligen Anordnung die
Aufstellung eines Aktionsplans und den Erlass aktionsplanunabh�ngiger, den KFZ-Verkehr be-
schr�nkender Maßnahmen.
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Die Stadt ist der Auffassung, dem K fehle es bereits an einem subjektiven Recht auf Aufstellung
eines Aktionsplans. Ferner habe M ermessensfehlerfrei eine Beschr�nkung des KFZ-Verkehrs abge-
lehnt, weil die Luftverunreinigungen nicht allein durch das Verkehrsaufkommen, sondern ebenfalls
durch andere Emissionsquellen verursacht w�rden. Gutachterlich wurde außerdem festgestellt, dass
eine Verkehrsbeschr�nkung zu einer Ausweichung des Verkehrs auf andere, weniger geeignete
Ortsstraßen f�hrte, was mithin nur eine Verlagerung der Grenzwert�berschreitungen bedeutete.
Wie wird das Verwaltungsgericht entscheiden?

n ANLAGE:
§ 4 der 22. BImSchV
Immissionsgrenzwerte und Toleranzmargen f�r Schwebstaub und Partikel (PM10)
(. . .) (2) F�r den Schutz der menschlichen Gesundheit betr�gt der ab 1.1.2005 einzuhaltende �ber
24 Stunden gemittelte Immissionsgrenzwert f�r Partikel PM10 50 myg/cbm, bei 35 zugelassenen
�berschreitungen im Kalenderjahr. (. . .)

§ 45 StVO
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen
(1) Die Straßenverkehrsbeh�rden k�nnen die Benutzung bestimmter Straßen oder Straßen-
strecken aus Gr�nden der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs beschr�nken oder ver-
bieten und den Verkehr umleiten. Das gleiche Recht haben sie
1. zur Durchf�hrung von Arbeiten im Straßenraum,
2. zur Verh�tung außerordentlicher Sch�den an der Straße,
3. zum Schutz der Wohnbev�lkerung vor L�rm und Abgasen,
4. zum Schutz der Gew�sser und Heilquellen,
5. hinsichtlich der zur Erhaltung der �ffentlichen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen (. . .).
(9) (. . .) Abgesehen von der Anordnung von Tempo 30-Zonen nach Abs. 1c oder Zonen-Ge-
schwindigkeitsbeschr�nkungen nach Abs. 1d d�rfen insbesondere Beschr�nkungen und Verbote des
fließenden Verkehrs nur angeordnet werden, wenn auf Grund der besonderen �rtlichen Verh�ltnisse
eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeintr�chtigung der in den vorstehenden
Abs. genannten Rechtsg�ter erheblich �bersteigt. (. . .)

n L�SUNG

A. ER�FFNUNG DES VERWALTUNGSRECHTSWEGS
Das angerufene Gericht muss zur Streitentscheidung in der Hauptsache zust�ndig sein (§ 123 II 1
VwGO). Anderenfalls muss es den Rechtsstreit verweisen (§§ 17a II GVG, 83 VwGO). Der
Rechtsweg zum Verwaltungsgericht ist gem. § 40 I VwGO er�ffnet, wenn es sich um eine �ffent-
lich-rechtliche Streitigkeit nicht verfassungsrechtlicher Art handelt. �ffentlich-rechtlich ist eine
Streitigkeit, wenn die streitentscheidenden Normen ausschließlich Tr�ger �ffentlicher Gewalt be-
rechtigen und verpflichten (sog. Sonderrechtstheorie oder auch modifizierte Subjektstheorie; vgl.
Maurer Allgemeines Verwaltungsrecht, 16. Aufl. 2006, § 3 Rn. 17). Vorliegend begehrt K den Erlass
eines Aktionsplans und verkehrsbeschr�nkender Maßnahmen. Als streitentscheidende Normen
kommen §§ 45, 47 BImSchG sowie § 45 StVO in Betracht, die die zust�ndigen Beh�rden ver-
pflichten, die dort aufgef�hrten Maßnahmen zu ergreifen. Mithin handelt es sich um eine �ffent-
lich-rechtliche Streitigkeit.

�ffentlich-rechtliche
Streitigkeit nicht

verfassungsrechtlicher Art

Die Streitigkeit ist nicht verfassungsrechtlicher Natur und keinem anderen Gericht zugewiesen, so
dass der Verwaltungsrechtsweg gem. § 40 I VwGO er�ffnet ist.

B. ANTRAGSH�UFUNG
K beantragt zwei Maßnahmen: den Erlass eines Aktionsplans und aktionsplanunabh�ngige Ver-
kehrsbeschr�nkungen. Gem. § 44 VwGO analog kann der K beide Antr�ge in einem Antrag
zusammen verfolgen, wenn sie sich gegen denselben Beklagten richten, im Zusammenhang stehen
und dasselbe Gericht zust�ndig ist.

Antragsh�ufung nach § 44
VwGO analog

Wer Beklagter ist, richtet sich nach der statthaften Klageart im Hauptsacheverfahren. Die statt-
hafte Klageart richtet sich wiederum nach dem Begehren des K (§ 88 VwGO). K begehrt zun�chst
den Erlass eines Aktionsplans. Diesbez�glich kommen sowohl die Verpflichtungs- als auch die
Leistungsklage in Betracht. Eine Verpflichtungsklage setzt voraus, dass es sich bei dem Aktionsplan
um einen Verwaltungsakt i.S.v. § 35 VwVfG handelt. Die Aufstellung eines Aktionsplans i.S.d. § 47
II BImSchG stellt den Rahmen f�r die Vornahme weiterer Maßnahmen zur Verbesserung der
Luftqualit�t dar. Erforderlich sind also weitere Anordnungen, um die Ziele des Plans tats�chlich zu
verwirklichen. Die Aufstellung des Plans beinhaltet mithin ein gestalterisches T�tigwerden der
zust�ndigen Beh�rde, der Aktionsplan selbst stellt noch keine konkret-individuelle Maßnahme
dar; ihm fehlt es am Einzelfallcharakter (Sparwasser NVwZ 2006, 369 [375]).
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